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Von der Straße in  
die Lobby
Hannah Wettig

Von der libanesischen Demokratie-
bewegung, die sich vor fünf Jahren 
nach dem Mord an Rafik Hariri bil-
dete, ist wenig übrig geblieben. Die 
Oligarchen behalten die Macht, die 
Hizbollah behält ihre Waffen.

Ältere Herren in teuren Anzügen 
begrüßen sich in der Lobby des Bris-
tol-Hotels in Beirut, klopfen einander 
auf die Schulter und fragen nach der 
Familie. Dann verschwinden sie im 
Konferenzsaal, wo sie sich langatmige 
Festreden anhören. Die Feier zum 
fünften Jahrestag der libanesischen 
Demokratiebewegung am Sonntag 
verlief wenig spektakulär. Von der 
„Bewegung des 14. März“ ist nicht 
viel übrig geblieben. Nicht einmal 
der letzte verbliebene Protagonist, Mi-
nisterpräsident Saad Hariri, kam zu 
der Feier. Er war nach Deutschland 
gereist.

Viele Libanesen hatten sich mehr 
erhofft, als sie vor fünf Jahren auf die 
Straße gingen. Nach dem Mord an 
dem früheren Ministerpräsidenten Ra-
fik Hariri, dem Vater Saads, sammelte 
sich eine Protestbewegung. Jugendli-
che campten wochenlang mitten in 
der Innenstadt. Am 14. März demons-
trierten eine Million Menschen, das 

war ein Viertel der Bevölkerung des 
Landes. Sie forderten die Aufklärung 
des Mordes und das Ende der Einmi-
schung Syriens.

Syrische Truppen waren 1976, kurz 
nach dem Beginn des Bürgerkriegs, 
einmarschiert. Doch Soldaten und 
Geheimdienstler blieben auch nach 
dem Ende der Kämpfe im Jahr 1990 
im Land. Damit stand der einzige 
demokratisch verfasste Staat der ara-
bischen Welt faktisch unter syrischer 
Kontrolle. Bis Israel im Jahr 2000 sei-
ne Truppen aus dem Südlibanon ab-
zog, gab es daran kaum Kritik. Doch 
dann motivierte der Christ Michel 
Aoun die Jugendbewegung seiner 
Partei zu spektakulären Demonstrati-
onen. Eine Reihe linker Gruppen ent-
schloss sich, einen Aufruf gegen die 
Besatzungsmacht zu veröffentlichen, 
und gründete eine neue Partei, die 
Demokratische Linke.

Als die Syrer im Sommer 2004 den 
ihnen ergebenen libanesischen Prä-
sidenten Emile Lahoud zu einer Ver-
längerung seiner Amtszeit verhalfen, 
reiste sogar ihr Protegé Rafik Hariri 
entrüstet nach Damaskus. Die Pro-
testbewegung, die sich nach dessen 
Ermordung sammelte, sah in Hariris 
Kritik den Grund für das Attentat. Ob 

dahinter aber tatsächlich der syrische 
Geheimdienst steckte, ist bislang nicht 
erwiesen.

Nur in einem Punkt hatte die Be-
wegung Erfolg. Auch auf internationa-
len Druck zogen im April 2005 die sy-
rischen Truppen ab. Doch kurz darauf 
zerbrach das Bündnis. Aoun wech-
selte bereits bei der Wahl im Juni die 
Seiten. Weil Hariris Sohn Saad und 
dessen Anhänger ihm zu wenige Plät-
ze auf ihren Wahllisten zugestehen 
wollten, ging seine Partei ein Bündnis 
mit der Hizbollah ein.

Auch wenn die Parteien 
Frieden halten,  
drohen an anderer Stelle 
Konflikte:  
Die Gewerkschaften 
kündigten Streiks an.

Später folgten viele Aouns Beispiel, 
denn die Machtverhältnisse änderten 
sich. Zunächst unterstützte die US-Re-
gierung die Bewegung des 14. März, 
da Präsident George W. Bush aus dem 
Libanon ein Modell für seinen „Neuen 
Nahen Osten“ machen wollte. Der da-

malige französische Präsident Jaques 
Chirac war ein Freund Rafik Hariris, 
der ihm auch großzügige Wahlkampf-
spenden hatte zukommen lassen.

Die Juristin und Libanon-Expertin 
Cordelia Koch sieht es nicht als Zufall 
an, dass Walid Jumblatt, der neben 
Aoun und Saad Hariri wichtigste Re-
präsentant der Bewegung, im August 
2009 das Bündnis verließ. „Jumblatts 
Verhalten hat immer die externen 
Machtfaktoren gespiegelt. Obama war 
da ein halbes Jahr im Amt und ließ 
Gesprächsbereitschaft gegenüber Sy-
rien und Iran erkennen. Eine Umwäl-
zung der politischen Landschaft des 
Nahen Ostens war nun nicht mehr zu 
erwarten. Auch der Druck des UN-Tri-
bunals war verpufft.“

Die UN-Kommission zur Untersu-
chung des Mordes an Rafik Hariri hat-
te etliche Spuren gesammelt, die nach 
Syrien führten. Doch stellte sich her-
aus, dass der Hauptzeuge ein mehr-
fach verurteilter Betrüger war, vier 
Verdächtige wurden aus Mangel an 
Beweisen freigelassen. Anfang März 
versprach das Tribunal, Ende dieses 
Jahres Anklage zu erheben - gegen 
wen, weiß man nicht. Ohnehin glaubt 
kaum noch jemand, dass der Fall auf-
geklärt werden wird.

Auch die Entwaffnung der Hizbol-
lah, immer noch eine der wichtigs-
ten Forderungen der Bewegung des 
14. März, scheint in weite Ferne ge-
rückt. Zwar forderten die Redner auf 
der Feier am Sonntag einmal mehr 
eine neue Verteidigungsstrategie, die 
Kämpfer der Hizbollah sollen in eine 
erweiterte Armee eingegliedert wer-
den. Aber eine Woche zuvor hatte 
die Hizbollah bereits jeglichen Kom-
promiss ausgeschlossen. Da hatten 
die Parteien nach halbjähriger Pause 
erneut den „nationalen Dialog“ auf-
genommen. Die Hizbollah machte es 
zur Voraussetzung für die Teilnahme, 
dass über ihre Entwaffnung nicht ge-
redet wird.

Fares Soaid, Koordinator des Ge-
neralsekretariats des 14. März, sagt: 
„Heute steht der Libanon zwei Bedro-
hungen gegenüber: einer israelischen, 
die den gesamten Libanon zerstören 
will, und einer iranischen, die den 
Libanon benutzen will, um Israel zu 
zerstören.“ Da Israel tatsächlich in 
den vergangenen Wochen dem Liba-
non gedroht hat, kommt eine Entwaff-
nung der Hizbollah nicht mehr in Fra-
ge, denn auch ihren Kritikern gilt die 
libanesische Armee als zu schwach 
für jede Konfrontation.

Ohnehin würde sich nach dem 
Frühjahr 2008 niemand mehr trauen, 
der Hizbollah etwas vorzuschreiben. 
Damals marschierte sie in Westbeirut 
ein. Der Anlass war, dass die Regie-
rung ihr privates Telefonnetz für ille-
gal erklärt hatte. Tatsächlich wollten 
die Islamisten jedoch ihr im Rahmen 
der libanesischen Konsensdemokra-
tie verbrieftes Recht durchsetzen, an 
den Entscheidungen beteiligt zu wer-
den. Nachdem mehr als 80 Menschen 
getötet worden waren, einigte man 
sich. Die Hizbollah erhielt elf von 30 
Ministerposten und damit eine Sperr-
minorität. Da erstaunt es kaum, dass 
nun auch Ministerpräsident Hariri 
wieder nach Damaskus reist, um mit 
dem syrischen Präsidenten Bashir al-
Assad die „gemeinsamen Interessen“ 
zu besprechen. Demnächst dürfte die 
libanesische Außenpolitik also wohl 
wieder von Assad bestimmt werden.

Die wenigen, die am Bündnis des 
14. März festhalten, tun es aus zwei 
schlechten Gründen. Die einen haben 
nach dem von der Hizbollah provo-
zierten Krieg mit Israel im Sommer 
2006 und dem Aufmarsch in Westbei-
rut Angst vor dem, was die Islamisten 
noch tun könnten. Den meisten Ver-
bliebenen geht es vor allem um den 

Erhalt des oligarchischen Systems. Das 
Wahlsystem benachteiligt nicht nur 
Schiiten und bevorzugt die im Bünd-
nis des 14. März verbliebenen Sunni-
ten und maronitischen Christen. Es 
gewährleistet auch, dass die Zuama, 
die Patriarchen der 200 „wichtigen Fa-
milien“, an der Macht bleiben.

Eine soziale Basis haben sie nicht. 
Um gewählt zu werden, reicht es, ih-
rer Klientel, der Bevölkerung ihres 
Dorfes oder ihres Stadtteils, Vergünsti-
gungen zu verschaffen. Die Hizbollah 
und auch die Partei Michel Aouns hin-
gegen richten sich nicht an eine feste 
Klientel, und sie verschaffen ihren 
Wählern nicht Almosen, sondern eine 
soziale Infrastruktur. Fraglos würden 
sie von einer Wahlreform profitieren, 
die das komplexe System konfessi-
oneller und patriarchaler Abhängig-
keiten aufbricht. Aber profitieren von 
den bestehenden Verhältnissen kön-
nen sie auch. Der Deal ist einfach: die 
Hizbollah verzichtet auf die Änderung 
des Wahlrechts, die Parteien des 14. 
März drängen nicht auf Entwaffnung.

Doch wenn die Parteien auch Frie-
den halten, an anderer Stelle drohen 
Konflikte. Die Regierung hat die Strei-
chung der Ölpreissubvention ange-
kündigt, zudem gibt es Gerüchte, dass 

die Mehrwertsteuer angehoben wer-
den soll. Die Gewerkschaften kündig-
ten Streiks an. Wenn es dazu kommt, 
wird wohl die letzte Partei, die nicht 
am Erhalt des Patriarchen-Systems in-
teressiert ist, das Bündnis des 14. März 
verlassen: die Demokratische Linke.

Hannah Wettig war Mitarbeiterin der 
Beiruter Tageszeitung „Daily Star“. Sie lebt 
in Berlin.
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Vor fünf Jahren: 
Demonstration 
am Tag nach der 
Ermordung Rafik 
Hariris.
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Nächste Woche:

Asselborn  
in Südamerika

Außenminister Asselborn hat in 
der vergangenen Woche Bolivien 
und Paraguay besucht. Anlass 
für die woxx einmal danach zu 
fragen, wie die Luxemburger 
Regierung zu der neuen 
bolivarischen Linken steht.


